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ofene Grenzen plädieren“. Žižek bezeichnete die Idee of-

fener Grenzen als „nicht durchsetzbar“, es werde „nie dazu 

kommen“. Diese Forderung werde von „Linksliberalen“ 

vertreten, die ihre moralische Überlegenheit genauso genie-

ßen wie ihre politische Impotenz (vgl. Süddeutsche Zeitung, 

20.10.2015). Die Art und Weise, wie Žižek diese Position kri-

tisierte, war ärgerlich und unsolidarisch. Seine rhetorische 

Pöbelei enthielt jedoch einen wahren Kern: Linke Slogans 

wie ‚No Border, No Nation‘ funktionierten lange Zeit als 

inspirierende Provokationen, deren Attraktivität sich unter 

anderem daraus speiste, der Unmenschlichkeit der Grenzre-

gime mit einer Radikalität zu begegnen, die sich auch mora-

lisch gut anfühlt. Tatsächlich ist die Forderung nach ofenen 

Grenzen ot eine ‚leere‘ Provokation. Nur selten wurde und 

wird darüber nachgedacht, welche Konsequenzen eine so-

fortige Öfnung der Grenzen hätte. Wenn etwa konservative 

Kräte heute behaupten, auch ein Land wie Deutschland 

könne doch pro Jahr nicht eine Millionen Menschen oder 

mehr aufnehmen, bleiben linke Akteure ot sprachlos. Hin-

ter Slogans wie ‚Refugees Welcome‘ steht ofenbar nur selten 

ein konkreter Plan. Die Forderung nach ofenen Grenzen ist 

zu selten mit einem umfassenden Projekt sozialer, ökonomi-

scher und ökologischer Transformation verbunden, das es 

ermöglichen würde, viele Menschen jährlich menschenwür-

dig aufzunehmen und zugleich ganzen Gesellschaten einen 

Ausweg aus der von Unsicherheit, Stress und Konkurrenz 

geprägten neoliberalen Sackgasse zu weisen.

Dieser Mangel an Relexion, die ungenügende Verbindung 

antirassistischer Forderungen mit politökonomischen Stra-

tegien und gesamtgesellschatlichen Projekten, fällt der eu-

ropäischen Linken nun, nach dem Sommer der Migration, 

politisch auf die Füße. Als Problem erweist sich nicht nur, 
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1. Leere Provokationen und 
unerwartete Erfolge 

Für antirassistische und internationalistische Linke in Eu-

ropa war der Spätsommer 2015 eine geradezu verstörende 

Situation. Nachdem sie das europäische Grenzregime jahr-

zehntelang als repressiv und tödlich kritisiert und stattdes-

sen ofene Grenzen gefordert hatten, und nachdem diese 

Forderungen ebenso lang ignoriert bzw. als utopisch oder 

extremistisch zurückgewiesen worden waren, standen Euro-

pas Grenzen 2015 plötzlich so ofen wie wohl nicht mehr seit 

dem Fall des Eisernen Vorhangs 1989–91. Dass die deutsche 

Bundesregierung die partielle Grenzöfnung mit huma-

nistischer Rhetorik verteidigte und die BILD-Zeitung den 

alten Antifa-Slogan #RefugeesWelcome zum Hashtag einer 

Spendenkampagne machte, markierte einen historischen 

Höhepunkt des Einlusses linker Kräte auf die europäische 

Migrationspolitik.Bereits seit den frühen 1980er-Jahren 

haben selbstorganisierte Sans-Papier und Refugees sowie 

die antirassistische Linke das Projekt globaler Bewegungs-

freiheit immer wieder lautstark vertreten, also die Idee, dass 

sich alle Menschen frei auf der Erde bewegen können, dass 

sie leben und sich niederlassen können, wo sie möchten, und 

dabei gleiche Rechte genießen, ungeachtet ihrer ‚Nationali-

tät‘, ihrer ‚Staatsbürgerschat‘ oder anderer Kriterien. Den-

noch waren sie auf die Grenzöfnung von 2015 und deren 

soziale und politische Folgen nur unzureichend vorbereitet. 

Dies machte etwa der linke Philosoph Slavoj Žižek im Okto-

ber 2015 deutlich. In einem Interview mit der Süddeutschen 

Zeitung sah er ,Europa‘ nicht nur durch rechtspopulistische 

EinwanderungsgegnerInnen infrage gestellt, sondern „auch 

bedroht von sentimentalen Linken, die heuchlerisch für 
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deiniert dessen historisch jüngste Phase. Seine ständige Um-

gestaltung wird zentral durch zwei Konlikte vorangetrieben 

(vgl. Georgi 2016b). Der erste besteht zwischen verschiedenen 

Fraktionen der ‚WeltarbeiterInnenklasse’. Auf der einen Sei-

te steht eine subalterne Mobilität: Menschen aus peripheren 

Räumen versuchen, durch Migration Schutz, Arbeit und ein 

besseres Leben zu inden. Dass Menschen sich immer wieder 

und in großer Zahl eigensinnig für eine solche Mobilität ent-

scheiden, erscheint unter kapitalistischen Bedingungen als 

gleichsam systemische Notwendigkeit: Die negativen Folgen 

von sozialen Verwüstungen und ökonomischen Krisen und 

deren Eskalation zu gewaltsamen Konlikten und (Bürger-)

Kriegen, die ot eigenen ethnisierten und religiösen Logiken 

folgen, ist ein Grundmuster des Kapitalismus, auf das Men-

schen immer wieder mit Flucht und Auswanderung reagie-

ren werden. Auf der anderen Seite reagieren große Teile der 

Bevölkerungen des globalen Nordens restriktiv auf diese 

Mobilität. Angesichts von drohender und realer Prekarität, 

sozialer Ausgrenzung und Konkurrenz versuchen sie in einer 

rassistisch geprägten Dynamik die Privilegien ihrer ‚imperia-

len Lebensweise‘ und den Mehrwert ihrer ‚national-sozialen‘ 

Bürgerrechte auch durch repressiv ausgebaute Migrations-

kontrollen abzusichern.

Der zweite Konlikt ist eine ‚arbeitskratpolitische‘ Auseinan-

dersetzung. Hier geht es darum, wie die europäischen Staaten 

die, für den kapitalistischen (Re-)Produktionsprozess nöti-

gen, Arbeitskräte mobilisieren. Wie frühere Arbeitskratstra-

tegien zielt das heutige ‚Migrationsmanagement‘ darauf, die 

Mobilität der Weltarbeiterklasse zu regulieren und sie abge-

stut zu entrechten, dieses Mal durch ihre ‚Migrantisierung‘ 

als Efekt von ‚Ausländerrecht‘ und rassistischen Diskursen.

Was staats- und kapitalnahe ExpertInnen heute fordern, 

ist somit nichts anderes als ein System ‚globaler Apartheid’: 

Die überwiegende Mehrheit subalterner Bevölkerungen soll 

in ihren ‚Homelands‘ räumlich ixiert werden, während die 

Mobilität nützlicher Gruppen durch Pässe, Visa und Gren-

zen selektiv inwertgesetzt, also proitabel gemacht wird. Der 

gewollte Efekt ist, dass die meisten Menschen im globalen 

Süden unmenschlichen Lebensbedingungen nur schwer 

entkommen können. ‚Migrationsmanagement‘ zielt darauf 

zu verhindern, dass scheiternde und ungleiche Akkumu-

lation und damit verbundene soziale Krisen und Kriege 

aus peripheren Räumen in den globalen Norden ‚über-

schwappen‘. Erst eine solch selektive Blockade ermöglicht 

es den Eliten und Bevölkerungen im Norden, ihre ‚imperi-

ale Lebensweise‘ zu genießen, die notwendigerweise darauf 

dass als Resultat neoliberaler Austeritätspolitik gerade kom-

munale Strukturen bei der menschenwürdigen Aufnahme 

der Gelüchteten teils überfordert waren und sind. Mehr 

noch: Relevante Teile der europäischen Bevölkerungen 

fürchten, eine Politik der ofenen Grenzen würde die sozi-

ale Konkurrenz um ohnehin durch kapitalistische Krisen-

prozesse und ihre neoliberale Regulation prekär gemachte 

(öfentliche) Güter wie Wohnen, Gesundheit, Bildung, 

Infrastruktur, Wohlfahrt und Arbeit weiter verschärfen. Im 

Umfeld national-chauvinistischer Bewegungen und Partei-

en (AfD, FN, FPÖ, PiS, SVP, UKIP u.v.m.) wird diese Sorge 

angeheizt und für rechte Scheinlösungen instrumentalisiert. 

Gleichzeitig ist es kaum verwunderlich, dass bestimmte 

Milieus, unter den Bedingungen eines austeritär-neolibera-

len Krisenregimes, auf reale oder drohende Prekarität und 

Angst vor verschärter sozialer Konkurrenz wohlstand-

schauvinistisch reagieren. Mehr noch: Die Forderung nach 

ofenen Grenzen geht mitunter auch an den Kernanliegen 

von sozialen Bewegungen aus dem globalen Süden vorbei. 

Diese streiten vor allem für bessere Lebensbedingungen vor 

Ort und nicht dafür, dass selbstbestimmte Flucht und Mo-

bilität einfacher werden soll. Die Forderung nach ofenen 

Grenzen scheint schlimmstenfalls eine moralistische Positi-

on zu sein, die jene politökonomischen Strukturdynamiken 

aus den Augen verliert und verewigt, die Menschen aus dem 

globalen Süden immer wieder dazu bringt, sich für Flucht 

und Auswanderung entscheiden zu müssen. 

Angesichts dieser Widersprüche ist die europäische Linke 

mit harten Fragen nach den Bedingungen und den (realpo-

litischen) Konsequenzen ihrer Haltung zu Migration und 

Grenzen konfrontiert. Sie steht vor der Aufgabe, intensiv 

über Projekte einer linken Migrationspolitik zu debattieren. 

Entscheidend ist, die Ziele globaler Bewegungsfreiheit und 

menschenwürdiger Lebensbedingungen im globalen Süden 

und Norden nicht gegeneinander ausspielen zu lassen. Tat-

sächlich sind beide Ziele aufeinander verwiesen.

2. Globale Bewegungsfreiheit: 
Ethisch geboten und strate-
gisch notwendig

Migrationskontrollen sind ein grundlegendes Strukturmerk-

mal bürgerlich-kapitalistischer Staaten. Die Europäisierung 

und Internationalisierung eines ‚Migrationsmanagements’ 
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von Migrationskontrollen als eine weitere, willkürliche und 

nicht zu rechtfertigende Hierarchisierung von Menschen. Es 

zielt nicht auf eine ‚linke Migrationspolitik’, nicht auf ‚hu-

mane’ und ‚faire’ Kontrollen. Es zielt auf deren Abschafung.

Eine solch humanistische Kritik muss um einen politischen 

Internationalismus ergänzt werden, der Grenzregime als 

Bestandteil der ‚Regulationsweise’ kapitalistischer Forma-

tionen begreit. Dies hieße zu verstehen, dass in Grenzre-

gimen die Stabilisierung einer Ordnung ausgefochten und 

organisiert wird, die für die große Mehrheit der Menschen 

– und zwar sowohl im globalen Süden als auch im Norden 

– zunehmend negative Konsequenzen hat. Ein wichtiger 

Schritt besteht deshalb darin, das gemeinsame Interesse von 

Menschen im Süden und im Norden an einer Auhebung 

der Vielfachkrisen eines scheiternden Kapitalismus zum 

gemeinsamen Ankerpunkt einer praktischen Kritik un-

menschlicher Grenzregime zu machen. Auch wenn es kom-

pliziert ist, diesen Anspruch in der politischen Alltagspraxis 

umzusetzen: Grund für Optimismus bietet immerhin die 

Einsicht, dass vielfältiges Engagement und (real-)politische 

Praxis zu Migration und Grenzen dann zu einer (langfristi-

gen) Überwindung des in Grenzregimen menschengemach-

ten Leides beitragen können, wenn zugleich deren systemi-

schen Gehalte ofen artikuliert und angegrifen werden.

4. Richtungsforderungen und 
Transformationsprojekte

Dennoch ist es auf Basis einer solch grundlegenden Ana-

lyse und Kritik schwierig, konkrete Ansatzpunkte für 

eine linke Migrationspolitik zu entwerfen. Jede progres-

sive Migrationspolitik wird letztlich in dem Widerspruch 

gefangen bleiben, dass Migrationskontrollen in einem 

kapitalistischen und rassistischen Weltsystem immer 

gewaltvoll sind, ein Teil jenes Problems, das abgeschat 

gehört. Dennoch können Richtungsforderungen sinnvoll 

sein, radikalreformistische Transformationsprojekte die 

in der Logik einer revolutionären Realpolitik das Terrain 

bereiten (Räume, Netzwerke, Diskurse, Institutionen), auf 

dem um die Abschafung von Kontrollen gekämpt werden 

kann. Im Folgenden skizziere ich fünf solcher strategi-

schen Projekte.

Projekt I: Einen ofensiven Diskurs entwickeln. Lin-

ke und linksliberale KritikerInnen der europäischen 

Migrationspolitik sehen sich mit nur schwer aulösbaren 

beruht, deren soziale, ökologische und ökonomische Kosten 

zu externalisieren und die so im globalen Süden erzeugten 

Lebensbedingungen ignorieren zu können. Aus diesem Zu-

sammenhang speist sich die ‚tiefe Hegemonie von Grenzen‘. 

Migrationskontrollen sind Teil des Staatsfetischs. Wie der 

Staat insgesamt, erscheinen sie dem Alltagsbewusstsein der 

Menschen im globalen Norden als selbstverständliche und 

unhintergehbare Voraussetzung der eigenen Existenz.

Migrationskontrollen haben also den Efekt, periphere 

Bevölkerungen zu entmachten, ihre Stellung in den natio-

nalen und internationalen Kräteverhältnissen massiv zu 

schwächen – und so ihren subalternen Status zu verewigen. 

Gelänge es, ein Recht auf globale Bewegungsfreiheit durch-

zusetzen, würde sich die Machtstellung der subalternen 

Fraktionen der WeltarbeiterInnenklasse dramatisch ver-

bessern. Globale Bewegungsfreiheit ist deshalb nicht nur 

ethisch geboten, sondern strategisch notwendig, um globale 

Kräteverhältnisse im emanzipatorischen Sinne zu verschie-

ben. Dies wiederum ist eine Bedingung dafür, die Ursachen 

kapitalistischer Krisen und Kriege endlich aufzuheben.

3. Rechtfertigung: Humanis-
mus und Internationalismus

Aubauend auf einer solchen, hier nur angedeuteten Analyse 

lässt sich das Projekt globaler Bewegungsfreiheit huma-

nistisch und internationalistisch begründen. Aus huma-

nistischer Perspektive lassen sich die Implikationen des 

Menschenrechtsdiskurses zuspitzen: Wenn alle Menschen 

frei und gleich an Würde und an Rechten geboren sind, 

dann müssen alle Privilegien, die auf zufälligen oder ethisch 

irrelevanten Eigenschaten basieren, abgeschat werden. 

Die großen Emanzipationskämpfe gegen Feudalismus und 

Sklaverei wurden auf dieser Grundlage geführt, ähnlich 

die Kämpfe gegen Kastensysteme, patriarchale Unterdrü-

ckung, rassistische Entrechtungen und die heteronormative 

Diskriminierung von LGBTIQ. In der Vergangenheit dach-

ten vor allem weiße Menschen, dass Schwarze Menschen 

natürlich nicht die gleichen Rechte haben können wie sie. 

Männer dachten, dass Frauen ihnen natürlich unterge-

ordnet seien. Und heute denken die StaatsbürgerInnen des 

globalen Nordens, dass die Menschen des globalen Südens 

selbstverständlich an Grenzen gestoppt und abgeschoben 

werden dürfen. Hier setzt das Projekt globaler Bewegungs-

freiheit an. Es entlarvt die scheinbare Selbstverständlichkeit 
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gegen Gewalt und Ausbeutung. Sie muss die Kooperation 

von Kindergärten, Schulen, ÄrztInnen oder kommuna-

len Einrichtungen mit den Ausländerbehörden beenden. 

Vorbild könnten die ‚Sanctuary Cities‘ in Nordamerika 

sein, darunter Toronto, Los Angeles und New York. Auch 

in Deutschland (Frankfurt a.M., Berlin) und der Schweiz 

(Zürich, Bern, Basel) gibt es mittlerweile ähnliche Initiati-

ven, die soziale und politische Rechte an den Aufenthalt in 

diesen Städten (‚Urban Citizenship‘) binden wollen.

Projekt III: Massenlegalisierung. „Aquí estamos y no nos 

vamos!“ riefen migrantische AktivistInnen in den USA 

bei den Massenprotesten von 2006. „Wir sind hier, und 

wir gehen nicht weg!“ Ähnlich wie bereits ot zuvor in den 

USA und europäischen Staaten geschehen, müsste es eine 

radikalreformistische Migrationspolitik zu ihrem Projekt 

machen, die bereits hier lebenden Menschen zu legalisie-

ren. Auch wenn solche Initiativen in den letzten Jahren 

etwa in der Schweiz abgeschmettert wurden – das Prinzip 

‚Bleiberecht für alle‘ bleibt zentral. Perspektivisch wären 

politische und soziale BürgerInnenrechte an den Aufent-

halt in einem Land zu knüpfen, ein Prinzip, das der Geo-

graph Harald Bauder (2012) als jus domicile bezeichnet.

Projekt IV: Visaregime abrüsten. Eine radikalreformis-

tische Migrationspolitik müsste schließlich die globale 

Apartheid der europäischen Visaregime durchbrechen. 

Ohne Visazwang könnten die Menschen die derzeit im 

Mittelmeer ertrinken gefahrlos mit Fähren und Flugzeu-

gen nach Europa gelangen. Meint man es ernst damit, das 

Sterben an den Grenzen zu beenden, bleibt keine Wahl, als 

Visavorgaben abzuschafen oder radikal zu liberalisieren. 

Widersprüchen konfron-

tiert. Verzweifelt verteidigen 

sie die Überreste des ‚Flücht-

lingsschutzes‘ – und air-

mieren so die Abschottung 

gegenüber Migration aus 

ökonomischen und anderen 

Gründen. Sie empinden ge-

waltsame Abschiebungen als 

zutiefst unmenschlich und 

wissen, dass der EU-Tür-

kei-Deal von März 2016 und 

die aktuellen Versuche, afri-

kanische Staaten auf ähnli-

che Weise in das Grenzregi-

me einzubinden die (eigene) 

privilegierte Lebensweise absichern. Doch sie schrecken 

davor zurück, die Konsequenzen aus ihrer ethischen Sensi-

bilität zu ziehen: keine Abschiebungen, ein globales Recht 

auf Migration, gleiche Rechte für alle. Für dieses Zögern 

gibt es Gründe: die Taktik pragmatischer Realpolitik, die 

Sorge, ofene Grenzen untergrüben die Fundamente des 

europäischen Sozialmodells. Globale Bewegungsfreiheit 

scheint ethisch geboten – und zugleich unmöglich. Viele 

Linke sind sich dieses Dilemmas nur zu bewusst. Es wird 

meist ignoriert. Weil sich die Linke nicht mit den Wider-

sprüchen der eigenen Position konfrontiert, gerät sie in 

die Defensive: Sie ist darauf verwiesen, die Einhaltung von 

Menschenrechten anzumahnen und die Nützlichkeit von 

MigrantInnen zu beschwören. Um in die Ofensive zu ge-

langen, müsste sie diese Widersprüche intensiv relektieren 

und daraus eine neue Ethik entwickeln, einen ofensiven 

Diskurs, der sich, wie oben beschrieben, auf Humanismus 

und Internationalismus stützen könnte, Nord-Süd-Ver-

hältnisse und Arbeitskrat als die ‚eigentlichen‘ Probleme 

benennt, utilitaristische Erwägungen zurückweist und das 

Recht auf globale Bewegungsfreiheit selbstbewusst zum 

Maßstab des eigenen politischen Handelns erklärt.

Projekt II: Progressives Rollback. Als Minimalprogramm, 

als ‚Haltelinien‘, müsste eine progressive Migrationspolitik 

die in den letzten Jahrzehnten eingeführten asylpoliti-

schen Verschärfungen zurücknehmen und das Recht auf 

Schutz vor Verfolgung und Krieg wieder voll zur Geltung 

bringen. Zudem muss sie die Rechte von illegalisierten ver-

teidigen und juristisch verankern, genauso ihren Zugang 

zu Bildung, medizinischer Versorgung und Rechtsschutz 

rollin’, Szenen aus Purim, Tel Aviv, Israel, 2015. Foto: Ina Sattlegger
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Prekarisierung national-chauvinistische und rassistische 

Reaktionen derart begünstigt, dass die Mobilisierungen 

rechtspopulistischer Kräte sich in ein gleichsam proto-fa-

schistisches Projekt transformieren, dass die Strukturkrise 

der neoliberalen Formation mit reaktionären Scheinalter-

nativen beantwortet. Schließlich haben europäische Re-

gierungen durch ihr Festhalten an neoliberalen Dogmen 

der Austerität (Schuldenbremsen, economic governance) 

ihre Möglichkeiten beschnitten, die gegenwärtigen Krisen 

durch den Einsatz öfentlicher Ressourcen zu bearbeiten. 

Nicht nur die gesellschatliche Linke, sondern die Gesell-

schaten des globalen Nordens insgesamt stehen heute vor 

der Entscheidung, ob sie bereit sind zu akzeptieren, dass 

ihre eigene, ohnehin durch Wachstumsschwäche, Klima-

wandel und andere Aspekte der Vielfachkrise bedrohte, 

imperiale Lebensweise durch die globale Apartheid tödli-

cher Grenzregime abgesichert wird.
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Eine Möglichkeit wären humanitäre ‚Asylvisa‘, die dazu 

berechtigen würden, in den Schengenraum einzureisen, 

um dort einen Asylantrag zu stellen. Menschen werden 

auch weiterhin versuchen, in der EU Schutz und Arbeit zu 

inden. Linke Migrationspolitik muss ihnen ermöglichen, 

dies gefahrlos zu tun. 

Projekt V: Neoliberalismus überwinden. Um jedoch über-

haupt eine Chance zu haben, weite Teile der prekarisierten 

Schichten und kleinbürgerliche Milieus anzusprechen, 

müsste ein linke Migrationspolitik mit wirtschats- und 

sozialpolitischen Strategien verbunden werden. Eine pro-

gressive Verschiebung von Migrations- und Asylpolitiken 

wird sich erst dann erreichen lassen, wenn die durch neo-

liberal regulierte Wachstumsmodelle erzeugte Prekarität 

substanziell abgeschwächt wird. Denn es ist gerade die 

verbreitete Furcht vor dem Ausschluss aus der neoliberalen 

Leistungs- und Wohlstandsgemeinschat, die rassistischen 

Kräten ideale Bedingungen für ihre Mobilisierungen 

bietet. Würde es gelingen, eine sozialistisch-ökologische 

Transformation in Gang zu setzen, die Existenzängs-

te und Konkurrenz durch eine, auch psychologisch tief 

empfundene, soziale Sicherheit ersetzt, würde dies chau-

vinistischen Kräten die Mobilisierung erschweren und 

sie strukturell schwächen. Eine Überwindung neoliberaler 

Austeritätspolitik würde auch die politisch erzeugte Über-

forderung öfentlicher Strukturen bei der Unterstützung 

von Gelüchteten beenden. Die Kosten hierfür wie auch für 

massive Investitionen in soziale Infrastrukturen und eine 

ökologische Transformation können nur durch eine Um-

verteilung von oben nach unten inanziert werden.

5. Brennglas ‚Flüchtlingskrise‘

In der sogenannten Flüchtlingskrise von 2015/16 sowie 

ihren Folgen schossen somit wie in einem Brennglas die 

inneren Widersprüche und selbstzerstörerischen Tenden-

zen der gegenwärtigen Formation zusammen. Die Viel-

fachkrisen im globalen Süden haben entscheidend zum 

‚Sommer der Migration‘ beigetragen. Die tiefe Krise des 

europäischen Grenzregimes macht deutlich, dass globale 

Modelle eines ,Gated Capitalism‘ (Rainer Rilling) bzw. 

eines ,autoritären Festungskapitalismus‘ (Georgi 2017), in 

dem sich schrumpfende Wohlstandszonen vom zerfallen-

den Rest der Weltwirtschat abschotten, letztlich nicht sta-

bil sein können. Innerhalb der EU haben Sozialabbau und 
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